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künftiger rechtswidriger Taten bestimmt. Besonderheiten des Falles, wie das Vorlie­

gen von Beziehungstaten, die zwischenzeitliche Scheidung von seiner Frau und die 

Wirkung des erlittenen mehrjährigen Freiheitsentzugs bleiben ebenfalls ohne nähere 

Erörterung. Das Oberlandesgericht Samberg beschränkt sich demgegenüber auf 

den Hinweis, "dass unter den Anlasstaten auch Körperverletzungen seiner früheren 

Ehefrau sind, die mit erheblicher Aggressivität und Brutalität, wenn auch möglicher­

weise nicht schuldhaft, begangen wurden, und dass ähnliche Taten drohen". Es 

bleibt insbesondere unerörtert, ob sowie gegebenenfalls wie sich die zwischenzeit­

lich langjährige Trennung des Beschwerdeführers von 'seiner früheren Ehefrau auf 

die von ihm ausgehende Gefahr auswirkt. Gleiches gilt für die Frage, ob und gege­

benenfalls weshalb mit den Anlasstaten vergleichbare Angriffe auch durch Konflikte 

ausgelöst werden können, die mit der Trennungssituation überhaupt nichts zu tun 

haben. 

2. Außerdem trägt der Beschluss des Oberlandesgerichts Samberg vom 26. August 2011 

dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nur unzureichend Rechnung. 

a) Bereits mangels hinreichender Konkretisierung der vom Beschwerdeführer 

ausgehenden Gefahr hält die im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung zu tref­

fer)de Abwägung zwischen dem Freiheitsrecht des Betroffenen und dem Siche­

rungsinteresse der Allgemeinheit gleichfalls verfassungsrechtlicher Nachprüfung 

nicht stand. 

b) Weiterhin hätte der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nähere Erörterungen sowohl 

zur bisherigen Dauer der Freiheitsentziehung als auch zum zunehmenden Gewicht 

des Freiheitsanspruchs des Beschwerdeführers nahegelegt Dem dürften die knap­

pen Ausführungen des Oberlandesgerichts kaum gerecht werden. 

c) Schließlich enthält der Beschluss des Oberlandesgerichts Samberg vom 26. August 

2011 keine Erwägungen dazu, ob der Schutz der Allgemeinheit durch weniger be­

lastende Maßnahmen erreicht werden kann. 

So hätte es einer Auseinandersetzung mit der Frage bedurft, ob im Falle einer 

Aussetzung des Maßregelvollzugs durch Maßnahmen der Aufsicht und Hilfe gemäß 

§ 6Ba, § 6Bb StGB im Rahmen der kraft Gesetzes eintretenden Führungsaufsicht 

(§ 67d Abs. 2 Satz 2 StGB) dem Sicherungsbedürfnis der Allgemeinheit hinreichend 
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Rechnung getragen werden kann. Dazu enthält der Beschluss des Oberlandesge­

richts Samberg vom 26. August 2011 keinerlei Ausführungen. 

Der Sachverständige Prof. Dr. Pfäfflin ist in seinem schriftlichen Gutachten auf die­

sen Gesichtspunkt zwar nicht ausdrücklich eingegangen. Unter der Überschrift 

"Maßnahmen zur Risikoreduzierung" bezeichnet er jedoch als wichtigste Maß­

nahme, mit dem Beschwerdeführer besser, als dies bisher der Fall war, ins Ge­

spräch zu kommen. Weiter heißt es dort, dass in der Unterstützung seiner Lebens­

gestaltung flexibleres Verhalten zu besserer Kooperation führen könnte. Außerhal.b 

des Maßregelvollzugs habe der Beschwerdeführer einen Unterstützerkreis, zu dem 

nach seinem Eindruck auch Menschen gehörten, die ernsthaft um den Beschwer­

deführer besorgt seien und dazu beitragen wollten, dass sich dessen verfahrene 

Situation entspanne. Es sei zu erwarten, dass eine solche Kooperation nicht einfach 

sein würde. Doch könne er sich auch vorstellen, dass sich in deren yenauf beim 

Beschwerdeführer Differenzierungen seiner Realitätswahrnehmung einstellten und 

zu einer Verbesserung seiner Zusammenarbeit mit der Klinik und zu einem Ausweg 

aus der bisherigen Sackgasse führen könnten. 

Daran anknüpfend wäre zu erörtern gewesen, wie sich der soziale Empfangsraum 

des Beschwerdeführers darstellen könnte und welche Maßnahmen zur Risikomini­

mierung in Betracht kommen. ln diesem Zusammenhang wäre insbesondere von 

Bedeutung, ob spontane und erhebliche Aggressionshandlungen zu erwarten wären 

oder diesen -weil durch das Verhalten des Beschwerdeführers erkennbar- recht­

zeitig begegnet werden könnte. 

3. Die Zu Iässigkeit der weiteren Fortdauer der Unterbringung wird somit unter Beachtung der 

verfassungsrechtlichen Vorgaben und unter Berücksichtigung des weiteren Verlaufs der 

Maßregelvollstreckung insgesamt neuer Prüfung und Entscheidung durch die Fachge­

richte bedürfen. 
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II I. 

Danach bedarf keiner Entscheidung, ob durch die angegriffenen Beschlüsse des Oberlandes­

gerichts Samberg auch Art. 103 Abs. 1 GG verletzt wurde. Die Annahme einer entsprechenden 

Grundrechtsverletzung könnte dem Beschwerdeführer keinen weitergehenden Rechtsschutz 

vermitteln. Im Falle der Aufhebung des Beschlusses des Oberlandesgerichts Samberg vom 

26. August 2011 würde der Beschluss vom 9. Dezember 2011 gegenstandslos. 




